
Geflügelmastbetrieb Raum Dangast (Beispielfoto eines anderen Standortes)



Gewerbliche 

Tierhaltungsbetriebe; 
keine eigene Futtergrundlage;
bis zu einer Schwellengröße 
durch § 35 Abs. 1 Nr. 4 
privilegiert 

Landwirtschaftliche  

Tierhaltungsbetriebe; 
Nachweis eigener 
Futtergrundlage erforderlich;
Gem. § 35 Abs. 1 Nr. 1 
privilegiert 

Sonstige 

Tierhaltungsbetriebe; 
keine eigene Futtergrundlage;
nicht privilegiert, ggf. zulässig 
nach § 35 Abs. 2 oder das 
Baurecht muss durch 
Bauleitplanung geschaffen 
werden 

Tierhaltungsbetriebe in der 

Systematik des Baurechts 



(1) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist 
und wenn es 
1. einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient und nur einen untergeordneten Teil der Betriebsfläche einnimmt,
2. einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung dient,
3. der öffentlichen Versorgung mit Elektrizität, Gas, Telekommunikationsdienstleistungen, Wärme und Wasser, der Abwasserwirtschaft oder 
einem ortsgebundenen gewerblichen Betrieb dient,
4. wegen seiner besonderen Anforderungen an die Umgebung, wegen seiner nachteiligen Wirkung auf die Umgebung oder wegen seiner 
besonderen Zweckbestimmung nur im Außenbereich ausgeführt werden soll, es sei denn, es handelt sich um die Errichtung, Änderung oder 
Erweiterung einer baulichen Anlage zur Tierhaltung, die dem Anwendungsbereich der Nummer 1 nicht unterfällt und die einer Pflicht zur 
Durchführung einer standortbezogenen oder allgemeinen Vorprüfung oder einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt, wobei bei kumulierenden Vorhaben für die Annahme eines engen Zusammenhangs diejenigen 
Tierhaltungsanlagen zu berücksichtigen sind, die auf demselben Betriebs- oder Baugelände liegen und mit gemeinsamen betrieblichen oder 
baulichen Einrichtungen verbunden sind,
5. der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Wind- oder Wasserenergie dient,
6. der energetischen Nutzung von Biomasse im Rahmen eines Betriebes nach Nummer 1 oder 2 oder eines Betriebes nach Nummer 4, der
Tierhaltung betreibt, sowie dem Anschluss solcher Anlagen an das öffentliche Versorgungsnetz dient, unter folgenden Voraussetzungen:
a) das Vorhaben steht in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang mit dem Betrieb,
b) die Biomasse stammt überwiegend aus dem Betrieb oder überwiegend aus diesem und aus nahe gelegenen Betrieben nach den Nummern 1, 
2 oder 4, soweit letzterer Tierhaltung betreibt, 
c) es wird je Hofstelle oder Betriebsstandort nur eine Anlage betrieben und 
d) die Kapazität einer Anlage zur Erzeugung von Biogas überschreitet nicht 2,3 Millionen Normkubikmeter Biogas pro Jahr, die 
Feuerungswärmeleistung anderer Anlagen überschreitet nicht 2,0 Megawatt,
7. der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken oder der Entsorgung radioaktiver Abfälle dient, mit 
Ausnahme der Neuerrichtung von Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität, oder
8. der Nutzung solarer Strahlungsenergie in, an und auf Dach- und Außenwandflächen von zulässigerweise genutzten Gebäuden dient, wenn die 
Anlage dem Gebäude baulich untergeordnet ist.

§ 35 BauGB – Bauen im Außenbereich



7. Nahrungs-, Genuss- und Futtermittel, 

landwirtschaftliche Erzeugnisse:

7.1 Errichtung und Betrieb einer Anlage zur 
Intensivhaltung von Hennen mit

7.1.1 60.000 oder mehr Plätzen, X

7.1.2 40.000 bis weniger als 60.000 Plätzen, A

7.1.3 15.000 bis weniger als 40.000 Plätzen; S

7.2 Errichtung und Betrieb einer Anlage zur 
Intensivhaltung oder -aufzucht von Junghennen 
mit

7.2.1 85.000 oder mehr Plätzen, X

7.2.2 40.000 bis weniger als 85.000 Plätzen, A

7.2.3 30.000 bis weniger als 40.000 Plätzen; S

7.3 Errichtung und Betrieb einer Anlage zur 
Intensivhaltung oder -aufzucht von 
Mastgeflügel mit

7.3.1 85.000 oder mehr Plätzen, X

7.3.2 40.000 bis weniger als 85.000 Plätzen, A

7.3.3 30.000 bis weniger als 40.000 Plätzen; S

7.4 Errichtung und Betrieb einer Anlage zur 
Intensivhaltung oder -aufzucht von Truthühnern 
mit

Anlage 1 zum UVPG (Auszug)



Raumbedeutsame Vorhaben dürfen den Zielen der Raumordnung nicht widersprechen; 
öffentliche Belange stehen raumbedeutsamen Vorhaben nach Absatz 1 nicht entgegen, 
soweit die Belange bei der Darstellung dieser Vorhaben als Ziele der Raumordnung 
abgewogen worden sind. 3Öffentliche Belange stehen einem Vorhaben nach Absatz 1 Nr. 2 
bis 6 in der Regel auch dann entgegen, soweit hierfür durch Darstellungen im 
Flächennutzungsplan oder als Ziele der Raumordnung eine Ausweisung an anderer Stelle 
erfolgt ist.



§ 15 BauGB

(3) 1Auf Antrag der Gemeinde hat die Baugenehmigungsbehörde die Entscheidung 

über die Zulässigkeit von Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 für einen Zeitraum 
bis zu längstens einem Jahr nach Zustellung der Zurückstellung des Baugesuchs 
auszusetzen, wenn die Gemeinde beschlossen hat, einen Flächennutzungsplan 

aufzustellen, zu ändern oder zu ergänzen, mit dem die Rechtswirkungen des § 35 
Abs. 3 Satz 3 erreicht werden sollen, und zu befürchten ist, dass die Durchführung 
der Planung durch das Vorhaben unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert 
werden würde. 2Auf diesen Zeitraum ist die Zeit zwischen dem Eingang des 
Baugesuchs bei der zuständigen Behörde bis zur Zustellung der Zurückstellung des 
Baugesuchs nicht anzurechnen, soweit der Zeitraum für die Bearbeitung des 
Baugesuchs erforderlich ist. 3Der Antrag der Gemeinde nach Satz 1 ist nur innerhalb 
von sechs Monaten, nachdem die Gemeinde in einem Verwaltungsverfahren von 
dem Bauvorhaben förmlich Kenntnis erhalten hat, zulässig. 4Wenn besondere 
Umstände es erfordern, kann die Baugenehmigungsbehörde auf Antrag der 
Gemeinde die Entscheidung nach Satz 1 um höchstens ein weiteres Jahr aussetzen.

Zu § 15: Geändert durch G vom 11. 6. 2013 (BGBl I S. 1548) (20. 9. 2013).


